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Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Seemannsgesetzes 

— Drucksache 2746 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ludwig 


Der vorliegende Entwurf eiiines Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Seemannsgesetzes wurde 
in der 160. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
30. Mai 1961 dem Ausisdiuß für Arbeit überwiie&en. 

Der Ausschuß hat in iseiner Sitzung am 21. Juni 
1961 den Gesetzentwurf beraten. Nachdem fest- 
gestellt wurde, daß über den Inhalt der Vorlage — 
insbesondere über die Zuständigkeitsverteilung 
zwischen Arbeitsschutzbehörde und See-Berufs- 
genossenschaft — bei allen beteiligten Ministerien 
des Bundes und der Länder und bei den Sozial- 
partnern Übereinstimmung bestand, war der Aus- 
schuß einstimmig der Ansicht, daß die in der Regie- 
rungsvorlage vorgeschlagene Lösung z. Z. die einzig 
praktikable sei, um zu einer wirksamen Über- 
wachung der Vorschriften des Seemannsgesetzes 
über den Arbeitsschutz — tinsbesondere über den 
Jugendarbeitsschutz — zu gelangen. Eine Änderung 
der materiellrechtlichen Vorschriften des Seemanns- 
gesetzes ist nicht Gegenstand des Gesetzentwurfs. 

Die Zuständigkeit der Seemannsämter außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes erscheint 
erforderlich, um auch insoweit eine Überwachung 
zu ermöglichen. 

Der Ausschuß sprach die Erwartung aus, daß das 
Auswärtige Amt unverzüglich nach Inkrafttreten des 
Gesetzes die in Frage kommenden Auslandsvertre- 
tungen mit den notwendigen Weisungen und Richt- 
linien versieht. 


Der Ausschuß war der Ansicht, daß die Verab- 
schiedung noch in dieser Wahlperiode dringend er- 
forderlich ist. 

Bei der Beratung der einzelnen Vorschriften hat 
der Ausschuß in § 83 Abs. 4 dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der von der Bundesregierung emp- 
fohlenen redaktionellen Änderung entsprochen. 

In § 102 Abs. 1 Satz 1 hat der Ausschuß den 
Änderungsvorschlag des Bundesrates aus den glei- 
chen Gründen nicht übernommen, die in der Stellung- 
nahme der Bundesregierung — Drucksache 2746 An- 
lage 3 zu 2. — angej&ührt sind. 

In § 102 b wurde die vom Bundesrat empfohlene 
Einfügung vor genommen. 

Den Vorschlägen des Bundesrates zu § 123 Abs. 1, 
§§ 126 und 127 ist der Ausschuß nicht beige treten, 
um das Verwaltungsverfahren ruicht zu erschweren 
und aus den in der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zu 4. ersichtlichen grundsätzlichen Bedenken. 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates zu 
§ 123 a Abs. 1 wurde übernommen, da eis wün- 
schenswert erschien, daß die künftige Schiffsbeset- 
zungsordnung diejenigen Vorschriften ausdrücklich 
bezeichnet, die unter Strafsanktionen stehen. Um 
eine erneute Änderung der Schiffsbesetzungsord- 
nung zu vermeiden, wurde Artikel 2 Abs. 2 so 
gefaßt, daß aus ihm diejenigen Vorschriften der 
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geltenden Scbiffsbesetzungsordnung ersichtMch «find, Zeitraum für die Fertigstellung der Verwaltungsvor- 
deren Verletzung nach § 123 a strafbar sein soll. Schriften nach § 102 Abs. 3 zur Verfügung steht. 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens wurde der 1. Ok- Die Beschlüsse des Ausschusses zu dieser Vorlage 
tober 1061 vorgesehen, damit noch ein gewisser wurden sämtlich einstimmig gefaßt. 


Bonn, den 21. Juni 1961 

Ludwig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2746 — ln der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Juni 1961 

Der Ausschuß für Arbeit 

Sdieppmann Ludwig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Seemannsgesetzes 

— Drucksache 2746 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Seemannsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Seemannsgesetzes 

Das Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 713) wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. In § 80 Abs. 2 Satz 1 wird nach dem Wort 
^ „Arbeitsschutzbehörde" eingefügt „im Beneh- 
men mit der See-Berufsgenossenschaft". 

2. In § 81 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und in § 82 
^ Abs. 1 wird jeweils das Wort „Arbeitsschutzbe- 
hörde" ersetzt durch „See-Berufsgenossen- 
schaft". 

3. § 83 erhält folgende Fassung: 

.§ 83 

Verwaltungsrechtsweg 

(1) Gegen die Entscheidung nach § 82 Abs. 1 
ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

(2) Den Widerspruchsbescheid nach § 73 der 
Verwaltungsgerichtsordnung erläßt der Wider- 
spruchsausschuß. 

(3) Der Widerspruchsausschuß wird bei der 
See-Berufsgenossenschaft gebildet und besteht 
aus einem Bediensteten der See-Berufsgenossen- 
schaft, der die Fähigkeit zum Richteramt oder 
zum höheren Verwaltungsdienst haben muß, 
als Vorsitzenden und zwei Beiisitzem, von de- 
nen einer ein Arzt und der andere aus der Be- 
rufsgruppe des Betroffenen sein muß." 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Seemannsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Seemannsgesetzes 

Das Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 713) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 83 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 83 

Verwaltungsrechtsweg 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 21. Ausschusses 

(4) Der Arbeitsschutzbehörde ist im Ver- 
fahren vor dem Widerspruchsausschuß Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben. 

4. § 102 erhält folgende Fassung: 4. unverändert 

♦ 

„§ 102 

Arbeitsschutzbehörde 

(1) Arbeitsschutzbehörde ist unbeschadet der 
Vorschriften des § 102 a die nach Landesrecht 
für den Arbeitsschutz zuständige oberste Lan- 
desbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. 

Sie hat darüber zu wachen, daß die Arbeits- 
schutzvorschriften dieses Abschnitts sowie der 
§§ 138 bis 141 und der auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 7 bis 11, 14 und 15 erlassenen 
Rechtsverordnungen durchgeführt werden; hier- 
bei arbeitet sie eng mit der See-Berufsgenossen- 
schaft zusammen. Die Länder können mit der 
See-Berufsgenossenschaft vereinbaren, daß de- 
ren technische Aufsiditsbeamte von der Arbeits- 
schutzbehörde zur Durchführung ihrer Uber- 
wachungsaufgaben herangezogen werden. Zu- 
ständigkeiten nach anderen Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt. 

(2) Die Beauftragten der Arbeitsschutzbe- 
hörde sind befugt, Schiffe, für die dieses Gesetz 
gilt, jederzeit zu betreten und in allen Räumen 
dieser Schiffe diejenigen Prüfungen vorzuneh- 
men, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwen- 
dig sind. Reeder und Kapitän sind verpflichtet, 
den Beauftragten die Ausübung dieser Befug- 
nisse zu ermöglichen; sie haben die bei der 
Prüfung benötigten Arbeitskräfte und Hilfs- 
mittel bereitzustellen und sidierzustellen, daß 
den Beauftragten die Angaben gemacht und die 
Unterlagen vorgelegt werden, die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich sind. Das Grund- 
recht des Artikels 13 des Grundgesetzes über 
die Unverletzlichkeit der Wohnung wird inso- 
weit eingeschränkt. 

(3) Die Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung und für Verkehr regeln durch allge- 
meine Verwaltungsvorschriften mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Durchführung einer 
einheitlichen Aufsicht und das Zusammenwirken 
der Arbeitsschutzbehörde mit der See-Berufsge- 
nossensdiaft. Soweit die allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften die Seefischerei betreffen, 
sind sie im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zu erlassen." 


5. 


Nach § 102 werden folgende §§ 102 a und 102 b 
eingefügt: 

„§ 102 a 


5. Nach § 102 werden folgende §§ 102 a und 102 b 
^ ©ingefügt: 

.§ 102 a 


Aufsicht im Ausland 


unverändert 
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beitssdiutzbehörde, mit Ausnahme der in § 82 
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Entwurf 

außerhalb des Geltungsbereichs des Grundge- 
setzes von den nach § 9 Nr. 2 bestimmten See- 
mannsämtern wahrgenommen. § 102 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(2) Der Kapitän ist verpflichtet, den nach 
Absatz 1 zuständigen Seemannsämtern zu ge- 
statten, die von ihnen getroffenen Anordnun- 
gen im Schiffstagebuch einzutragen. 

(3) Die in Wahrnehmung der Aufgaben und 
Befugnisse nach Absatz 1 getroffenen Anord- 
nungen oder festgesetzten Geldbußen teilt das 
Seemannsamt der für den Heimathafen oder, 
wenn dieser nicht im Geltungsbereich . des 
Grundgesetzes gelegen ist, der für den Regi- 
sterhafen des Schiffs zuständigen Arbeitsschutz- 
behörde mit. 

§ 102 b 

Aufsicht über die See-Berufsgenossenschaft; 

Kosten 

Bei Durchführung der in §§ 81 und 82 ge- 
nannten Aufgaben handelt die See-Berufsgenos- 
senschaft nach den fachlichen Weisungen der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
und für Verkehr; soweit die Weisungen die 
Seefischerei betreffen, sind sie im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zu erteilen. Die 
Selbstkosten für die Durchführung dieser Auf- 
gaben trägt der Bund." 

6. Nach § 123 wird folgender § 123 a eingefügt: 

,r§ 123 a 

Strafbare Verletzung von Vorschriften über die 
Schiffsbesetzung 

(1) Ein Reeder oder Kapitän, der vorsätzlich 
einer auf Grund des § 142 Abs. 1 erlassenen 
Rechtsvorschrift über die Mindestbesetzung von 
Kauffahrteischiffen mit Kapitänen, Schiffsoffi- 
zieren, sonstigen Angestellten und Schiffsleuten 
zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

(2) Begeht der Reeder oder Kapitän die Tat 
fahrlässig, so ist die Strafe Gefängnis bis zu 
sechs Monaten oder Geldstrafe." 

7. § 126 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. den Vorschriften der §§ 81, 85 bis 87, 
89 Abs. 1 Satz 3, des § 91 Abs. 1, des 
§ 92 Abs. 1, der §§ 93, 94 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 1 oder Abs. 3, des § 95 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 2 oder 3, der §§ 96 bis 101, 
des § 102 Abs. 2 Satz 2, auch soweit in 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


§ 102 b 

Aufsicht über die See-Berufsgenossenschaft; 

Kosten 

Bei Durchführung der in §§ 81 und 82 Abs. 1 
genannten Aufgaben handelt die See-Berufs- 
genossenschaft nach den fachlichen Weisungen 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung und für Verkehr; soweit die Weisungen 
die Seefischerei betreffen, sind sie dm Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zu erteilen. Die 
Selbstkosten für die Durchführung dieser Auf- 
gaben trägt der Bund." 

6. Nach § 123 wird folgender § 123 a eingefügt: 

♦ 

„§ 123 a 

Strafbare Verletzung von Vorschriften über die 
Schiffsbesetzung 

(1) Ein Reeder oder Kapitän, der vorsätzlich 
einer auf Grund des § 142 Abs. 1 erlassenen 
Rechtsvorschrift über die Mindestbesetzung von 
Kauffahrtteischiffen mit Kapitänen, Schiffsoffi- 
zieren, sonstigen Angestellten und Schiffsleuten 
zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft, soweit die Rechtsvorschrift aus- 
drücklich auf diese Strafvorschrift verweist. 

(2) unverändert 


7. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 21. Ausschusses 

§ 102 a Abs. 1 Satz 2 hierauf verwiesen 
wird, des § 138 Abs. 1, 2 oder 4 oder 
des § 139,". 

b) Nummern 3 und 4 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„3. den auf Grund des § 92 Abs. 2 oder des 
§ 94 Abs. 4 ergangenen vollziehbaren 
Anordnungen der Arbeitsschutzbehörde, 

4. den auf Grund des § 80 Abs. 2 ergange- 
nen vollziehbaren Anordnungen der Ar- 
beitsschutzbehörde, soweit sie die Un- 
terhaltung der Geräte, die Regelung der 
Beschäftigung oder den Ablauf der Ar- 
beit betreffen." 

8. § 127 erhält folgende Fassung: 8. unv verändert 

♦ 

„§ 127 

Ordnungswidrigkeiten des Reeders 

Ordnungswidrig handelt ein Reeder, der vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. der Vorschrift des § 102 Abs. 2 Satz 2, 
auch soweit in § 102 a Abs. 1 Satz 2 hier- 
auf verwiesen wird, 

2. abgesehen von den Fällen des § 123 den 
auf Grund des § 80 Abs. 2 ergangenen 
vollziehbaren Anordnungen der Arbeits- 
schutzbehörde, soweit sie die Einrichtung 
des Schiffsbetriebs oder die Geräte be- 
treffen, 

3. einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 143 
Abs. 1 Nr. 5 über die angemessene Unter- 
bringung, sofern die Rechtsvorschrift aus- 
drücklich auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
weist, 

zuwiderhandelt. " 

9. § 131 wird wie folgt geändert: 9. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 wird nach den Worten „§§ 118 
bis 121" eingefügt: „und des § 123 a". 

b) In Absatz 2 werden die Worte „der §§ 122 
und 123" ersetzt durch die Worte „der §§ 122 
bis 123 a". 

10. § 132 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 10. unverändert 

♦ 

„(1) Verwaltungsbehörden lim Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungs Widrigkeiten siind 

1. in den Fällen der §§ 126 und 127 
Nr. 1 und 2, auch soweit in § 131 auf 
dies-e Vorschriften verwiesen wird, 
die Arbeitsschutzbehörde, 

2. in den Fällen der Nummer 1 außer- 
halb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes auch die nach § 9 
Nr. 2 bestimmten Seemannsämter, 

3. im übrigen das Seemannsamt. 
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Entwurf 

Sie entscheiden auch über die Abänderung und 
Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich 
nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 
Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten)." 

11. In § 143 Abs. 1 Nr. 13 werden die Worte „des 
^ Einspruchsausschusses" ersetzt durch die Worte 
„des Wider Spruchs aus Schuss es". 


Artikel -2 
Übergangsvorschriften 

(1) Untersuchungen auf Seediensttauglichkeit, die 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes durchgeführt 
worden sind, gelten als Untersuchungen dm Sinne 
des § 81 des Seemannsgesetzes. 

(2) Die Verordnung über die Besetzung der Kauf- 
fahrteischiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren 
vom 29. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. II S. 517), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 8. Januar 1960 
(Bundesgesetzbl. II S. 147) gilt im Sinne des § 123 a 
des Seemannsgesetzes als auf Grund des § 142 
Abs. 1 des Seemannsgesetzes erlassen. 


Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


11. unverändert 


Artikel 2 
Übergangsvorschriften 

(1) unverändert 


(2) Die Verordnung über die Besetzung der Kauf- 
fahrteischiffe mit Kapitänen und Schiffsoffiiziieren 
vom 29. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. II S. 517), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 8. Januar 1960 
(Bundesgesetzbl. II S. 147), gilt als auf Grund des 
§ 142 Abs. 1 deis Seemannsgesetzes mit der Maßgabe 
erlassen, daß Verstöße gegen die §§ 5, 7 bis 13, 15 
bis 19 oder 36 dieser Verordnung nach § 123 a des 
Seemannsgesetzes strafbar sind. 

Artikel 3 
unverändert 


A r t li k ie 1 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1961 in Kraft. 
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